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(bei Antwort bitte angeben) 

Gesetzliche Krankenversicherung- Versorgungsverträge-
Hier: Fahrkostenregelungen in Verträgen nach § 111 Abs. 5 SGB V 

Ihr Schreiben vom 20. Juli 2016 an den Präsidenten des Bundesversicherungsamtes 

Unser Schreiben vom 31. Januar 2017 

Sehr geehrter Herr Bublitz, 

mit Ihrer Eingabe wenden Sie sich gegen Vertragsregelungen zur Abgeltung von Fahrkosten 

in Vergütungsvereinbarungen mit Rehabilitationseinrichtungen. Wir haben die vorgelegten 

Vereinbarungen bereits in einer weiteren Beschwerdeangelegenheit u.a. gegenüber der TK 

und der BARMER aufgegriffen. Die Krankenkassen haben uns bestätigt, dass sie in zukünf­

tigen Vertragsverhandlungen unsere Rechtsauffassung beachten und Vertragsanpassungen 

zulassen werden. Weitere aufsichtsrechtliche Schritte sind daher nicht erforderlich. 

zusammenfassend vertreten wir folgende Rechtsauffassung: 

Die gesetzlichen Krankenkassen sind bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 60 SGB V 

verpflichtet, die Fahrkosten im Verhältnis zum Versicherten zu tragen. 

Allerdings erachten wir es als rechtlich zulässig, wenn gesetzliche Krankenkassen mit Ein­

richtungen Verträge zur Erbringung und Vergütung von Sachleistungskosten für Kranken­

transporte gemäß § 133 SGB V schließen. Diese gesonderten Regelungen müssen aber 

transparent ausgestaltet und nicht als direkter oder kalkulatorischer Bestandteil der Tages-
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ner Organisation der Fahrt durch den Versicherten dann nicht beanspruchen. Bei Entspre­

chung des notwendigen Beförderungsmittels begrenzt die vereinbarte Vergütung dann ggf. 

den Anspruch des Versicherten. 

Sehr geehrter Herr Bublitz, wir hoffen, für Ihre Mitgliedseinrichtungen mit diesem Schreiben 

bei ausstehenden Vertragsverhandlungen mit den Kassen unsere Rechtsauffassung ver­

deutlich zu haben und betrachten die Angelegenheit Ihnen gegenüber zunächst als abge­

schlossen. Im Rahmen unseres allgemeinen Aufsichtsgeschäftes werden wir die zukünftige 

Entwicklung weiter beobachten. 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

gez. 

Abschnitt. 2 Seile 3 von 3 


